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Geſetz- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 30. 


(Nr. 8158.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig wegen Durchführung der 
Löhne⸗Hildesheim-Vienenburger Eiſenbahn durch das Herzoglich Braun- 
ſchweigiſche Gebiet. Vom 11. Juli 1873. 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Hoheit 
der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg haben beſchloſſen, die durch die 
Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft von Löhne über Hameln und Hildes⸗ 
heim nach Vienenburg zu erbauende Bahn auf der Strecke zwiſchen Hameln 
und Koppenbrügge durch das Herzoglich Braunſchweigiſche Gebiet führen zu 
laſſen, und haben zum Zwecke der deshalb erforderlichen näheren Verabredungen 
zu Bevollmächtigten ernannt: N 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober Regierungsrath Hermann 
Duddenhauſen, 


Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg: 
Höchſtihren Geheimen Finanzrath Grafen Görtz-Wrisberg, 
von welchen unter Vorbehalt der Ratifikation der nachſtehende Vertrag abge— 
ſchloſſen worden fit Artikel 1 | 


Beide kontrahirenden Regierungen geſtatten der Hannover⸗Altenbekener 
Eiſenbahngeſellſchaft, die Bahn von Löhne über Hameln nach Vienenburg, zu 
deren Bau und Betriebe die Königlich Preußiſche Regierung bereits am 
29. Juni 1870. die Konzeſſion ertheilt hat, auf der Strecke zwiſchen Hameln 
und Koppenbrügge durch das Herzoglich Braunſchweigiſche Gebiet zu führen. 

Artikel 2. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird der Hannover⸗Alten⸗ 
bekener Eiſenbahngeſellſchaft in der ihr demgemäß auch für das Herzoglich 
Braunſchweigiſche Gebiet zu ertheilenden Konzeſſion, ohne vorgängiges Einver⸗ 
nehmen mit der Königlich Preußiſchen Regierung, keine erſchwerenden Bedin⸗ 
gungen auferlegen, welche nicht in der für das Preußiſche Staatsgebiet ertheilten 
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Allerhöchſten Konzeſſion vom 29. Juni 1870. enthalten find. Die Herzoglich 
Braunſchweigiſche Regierung wird vielmehr der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft die Durchführung ihres Unternehmens thunlichſt erleichtern und ihr 
insbeſondere das Recht zur Expropriation verleihen. 


Artikel 3. 


Ferner wird bei e der Konzeſſion die Herzoglich Braunſchweigiſche 
Regierung der Hannover-Altenbekener Eſſenbahngeſe Iſchaft nach Maßgabe ihres 
Geſelſſchaftsſtatuts auch in dem e Gebiete die Rechte einer Korpo⸗ 
ration zugeſtehen. Die Geſellſchaft ſoll jedoch ihr Domizil und den Sitz ihrer 
Verwaltung im Königreich Preußen behalten und ungeachtet der Ausdehnung 
ihres Unternehmens auf das Braunſchweigiſche Gebiet in Bezug auf das allge- 
meine ſtaatliche Aufſichtsrecht über die Verwaltung ihres Unternehmens lediglich 
von der Königlich Preußiſchen Regierung reſſortiren. 

Insbeſondere ſollen die Beſtätigungen von künftigen Umgeſtaltungen und 
Abänderungen dieſes Eiſenbahn-Unternehmens und feiner Verwaltung, die Ge⸗ 
nehmigung von ferneren Erweiterungen des Unternehmens außerhalb des Braun⸗ 
ſchweigiſchen Staatsgebiets, ſowie der Emiſſion von Prioxritäts⸗Obligationen lediglich 
der Königlich Preußischen Regierung anheimgeſtellt bleiben. 

Durch dieſe bezüglich des Domizils der Geſellſchaft getroffene Beſtimmung 
wird jedoch der Gerichtsſtand des Kontrakts, der belegenen Sache oder des be— 
gangenen Verbrechens nicht alterirt. 


Artikel 4. 

Die Punkte, wo die Bahn die beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreitet, 
ſollen nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende techniſche Kommiſſarien näher 
beſtimmt werden. 

Die nähere Feſtſtellung der Bahnlinie wie des geſammten Bauplans und 
der einzelnen Bauentwürfe bleibt der Königlich Preußiſchen Regierung vorbe- 
halten. Ohne Zuſtimmung der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung darf 
jedoch in deren n die in den der Herzoglich Braunſchweigiſchen Re— 
gierung mitgetheilten Situationsplänen eingezeichnete Richtung der Bahn nicht 
abgeändert werden. Auch ſoll die landespolizeiliche Feſtſetzung der Wegeüber⸗ 
gänge, Brücken, Durchläſſe, Flußkorrektionen, Vorfluthanlagen und Parallel- 
ende im an e e Gebiete den kompetenten Braunſchweigiſchen Be⸗ 

örden zuſtehen. 

Der Geſellſchaft ſoll zwar geſtattet werden, die Bahn zunächſt nur mit 
Einem durchgehenden Geleiſe zu verſehen; das Terrain iſt jedoch von vornherein 
für eine doppelgeleiſige Bahn zu erwerben, die Geſellſchaft auch verpflichtet, 
jederzeit auf Aufforderung der Königlich Preußiſchen Regierung das zweite 
Geleiſe herzuſtellen. i 

Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahn ſoll in Uebereinſtimmung 
mit den anſchließenden Bahnen überall gleichmäßig 1,155 Meter im Lichten der 
Schienen betragen. Die von einer der beiden kontrahirenden Regierungen ge- 
prüften Betriebsmittel werden ohne weitere Reviſion auch im Gebiete der anderen 
Regierung zugelaſſen werden. 2 

Art. 5. 
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Artikel 5. 

Die Feſtſetzung des Tarifs und Fahrplans bleibt der Königlich Preußiſchen 
Regierung vorbehalten. Es ſoll jedoch ſowohl im Perſonen⸗ wie 2 Gier. 
verkehr zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Beförderungspreiſe 
oder der Zeit der Abfertigung kein Unterſchied gemacht werden. 


Artikel 6. 


Die Landeshoheit verbleibt in Anſehung der Bahnſtrecke im Braunſchweigi⸗ 
ſchen Gebiete der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung. Derſelben iſt es 
vorbehalten, für den Verkehr zwiſchen Ihr und der Geſellſchaft, ſowie für die 
Handhabung der Ihr über die betreffende Bahnſtrecke zuſtändigen Aufſichts⸗ und 
Hoheitsrechte eine Herzogliche Behörde oder einen beſonderen Kommiſſarius zu 
beſtellen. Dieſe Behörde, reſp. dieſer Kommiſſar hat die Beziehungen der Her⸗ 
zoglich Braunſchweigiſchen Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in allen 
Fällen wahrzunehmen, die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Ein⸗ 
ſchreiten der kompetenten Behörden geeignet ſind. 

Wegen aller Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß der Eifenbahn- 
anlage im Braunſchweigiſchen Gebiete oder des Betriebes derſelben gegen die 
Hannover-⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft erhoben werden möchten, iſt die Ge⸗ 
ſellſchaft der Braunſchweigiſchen Gerichtsbarkeit und den Braunſchweigiſchen Ge- 


terworfen. 
ſeten unterworf Artikel 7. 


Die im Braunſchweigiſchen Gebiete angeftellten Eiſenbahnbeamten ſind den 
Braunſchweigiſchen Landesgeſetzen unterworfen. Die Angehörigen des einen 
Staates, welche im Gebiete des anderen Staates angeſtellt werden möchten, 
ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathlandes nicht aus. 


Artikel 8. 
ür die Bahnpolizei ſind die bezüglichen Reichsverordnungen maßgebend; 
über A etwa zu erlaſſenden Ausführungs⸗Beſtimmungen werden bebe tend, 
rungen vor dem Erlaſſe fi) benehmen und gleichlautende Beſtimmungen zu er⸗ 


i chen. 
zielen ſuch Artikel 9. 


Die der Geſellſchaft im Intereſſe der Militair-, Poſt, und Telegraphen- 
verwaltung und bezüglich ihrer Bahnbeamten und Arbeiter für das Preußiſche 
Staatsgebiet in der Allerhöchſten Konzeſſion vom 29. Juni 1870., reſp. in ihrem 
am 25. November 1868. beſtätigten Statute auferlegten Bedingungen ſollen 
auch für das Braunſchweigiſche Gebiet maßgebend ſein. Für Kriegsbeſchädigungen 
und Demolitungen, mögen ſolche vom Feinde ausgehen, oder im Intereſſe der 
Landesvertheidigung veranlaßt werden, ſoll die Geſellſchaft einen Erſatz weder 
vom Staate noch vom Reiche beanſpruchen können. f 


Artikel 10. 


Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird von dem in Red - 
den Eifenbahn-Unternehmen der Mae rel Price Eſenbahngeſelſchaft Ki 
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Gewerbeſteuer oder ähnliche öffentliche Abgabe nicht erheben, auch diejenigen 
Grundſtücke zur Grundſteuer nicht heranziehen, welche nach den Preußiſchen Ge— 
ſetzen dem Expropriationsrechte unterworfen ſein würden. Auch verzichtet die 
Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung auf Ueberweiſung eines Theils der Eiſen⸗ 
bahnſteuer, welche die Königlich Preußiſche Regierung nach Maßgabe Ihrer 
Geſetze vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 1859., ſowie der dazu ergehenden 
abändernden und ergänzenden Beſtimmungen von dem in Rede ſtehenden Unter— 
nehmen erheben wird. 
Artikel 11. 


Da die Bahnſtrecke innerhalb des Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebiets 
mit der im Königlich Preußiſchen Gebiete belegenen Bahn ein Ganzes aus⸗ 
macht und nur im Zuſammenhange damit zu benutzen iſt, ſo ſollen etwaige neue 
geſetzliche Beſtimmungen über Eiſenbahn-Unternehmungen im 7 9 Braun⸗ 
ſchweig nur nach vorgängiger Genehmigung der Königlich Preußiſchen Regie⸗ 
rung auf die in Rede ſtehende Bahnſtrecke in Anwendung gebracht werden. 

Artikel 12. 

Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche Regierung die Eiſenbahn von 
Löhne über Hildesheim nach Vienenburg ankaufen würde, gewährt die Herzog⸗ 
lich Braunſchweigiſche Regierung der Königlich Preußiſchen Regierung das Recht 
des Ankaufs auch der im Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebiete belegenen Strecke 
nach Maßgabe des Königlich Preußiſchen Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Unter⸗ 
nehmungen vom 3. November 1838. 6 g 

Artikel 13. 
f Dieſer Vertrag ſoll in zwei gleichlautenden Original⸗Exemplaren ausge⸗ 
fertigt und beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. 

Die Auswechſelung der beiderſeitigen Ratifikations⸗Urkunden ſoll ſpäteſtens 
binnen zehn Wochen erfolgen. 

So geſchehen Berlin, den 11. Juli 1873. 


(L. S.) Duddenhauſen. 
(L. S.) Graf Görtz-⸗Wrisberg. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratiſtzirt und die Auswechſelung der Ratifi⸗ 
kations⸗Urkunden bewirkt worden. ; 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


